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DIE BRITISCHEN RECHTSVORSCHRIFTEN UBER UNTERKAPITALISIERUNG
SIND NUR AUF REIN KUNSTLICHE STEUERLICHE KONSTRUKTIONEN
ANWENDBAR

Diese Vorschriften sind nur zu rechtfertigen, wenn sie den betroffenen Gesellschaften die
Maoglichkeit bieten, Beweise flr die wirtschaftlichen Grinde fur den Abschluss eines Geschafts
beizubringen, und wenn gezahlte Zinsen nur insoweit in ausgeschittete Gewinne umqualifiziert

werden, als sie den Betrag Ubersteigen, der in einer Situation des freien Wettbewerbs vereinbart
worden ware.

Das britische Steuerrecht enthélt Vorschriften zur Bekdmpfung von Missbrauchen, mit denen
gegen die ,,Unterkapitalisierung™ von Gesellschaften vorgegangen werden soll. Zahlt eine
Gesellschaft Zinsen auf ein Darlehen, so konnen diese Zahlungen von den steuerpflichtigen
Gewinnen abgezogen werden. Hingegen sind auf  Gewinnausschiittungen
Korperschaftsteuervorauszahlungen zu leisten. Bei einer Unterkapitalisierung wird eine
Gesellschaft durch Darlehen statt durch Eigenmittel finanziert, um in den Genuss einer
giinstigeren steuerlichen Behandlung zu kommen. Die genannten Vorschriften, die in
verschiedener Ausgestaltung bis 2004 in Kraft waren, beschrinken deshalb unter bestimmten
Umstidnden die Abzugsfahigkeit der von britischen Tochtergesellschaften an gebietsfremde
Gesellschaften gezahlten Zinsen. Diese Beschrankungen sind nicht auf Gesellschaften
anwendbar, die Zinsen an eine gebietsansdssige Gesellschaft zahlen.

Von 1988 bis 1995 galt fiir den Fall der Darlehensgewédhrung durch eine gebietsfremde
Gesellschaft an eine gebietsansdssige Tochtergesellschaft, dass alle Zinszahlungen als
ausgeschiittete Gewinne behandelt wurden, sofern nicht ein Doppelbesteuerungsabkommen
etwas anderes bestimmte. Mit verschiedenen Staaten geschlossene
Doppelbesteuerungsabkommen sahen vor, dass die Zinsen dann abzugsfihig waren, wenn ihre
Hohe nicht den Betrag iiberstieg, der ohne eine besondere Beziehung zwischen den
Vertragsparteien gezahlt worden wire.

Fiir die Zeit von 1995 bis 2004 galt, dass Zinsen, die zwischen Gesellschaften ein und derselben
Unternehmensgruppe gezahlt wurden, als ausgeschiittete Gewinne behandelt wurden, soweit sie
den Betrag iiberstiegen, der ohne eine besondere Beziehung zwischen den Gesellschaften gezahlt



worden wire. Diese Vorschriften waren jedoch nicht anwendbar, wenn beide Gesellschaften im
Vereinigten Konigreich korperschaftsteuerpflichtig waren.

Im Anschluss an ein im Jahr 2002 ergangenes Urteil des Gerichtshofs zu den deutschen
Unterkapitalisierungsvorschriften' erhoben bestimmte Unternehmensgruppen Klagen auf
Riickzahlung und/oder Schadensersatz wegen der steuerlichen Nachteile, die sich fiir sie aus der
Anwendung der britischen Rechtsvorschriften ergeben hatten. Jede dieser Unternehmensgruppen
hat eine Tochtergesellschaft im Vereinigten Konigreich, der von einer in einem anderen
Mitgliedstaat ansdssigen Gesellschaft ein Darlehen gewéhrt worden war.

Die Klagen wurden in einem Verfahren des Typs ,,Group litigation* {iber Unterkapitalisierung
(Thin Cap Group Litigation) zusammengefasst. Der High Court of Justice hat als
Musterverfahren Rechtssachen ausgewihlt, die die Unternehmensgruppen Lafarge und Volvo
(Muttergesellschaft in einem Mitgliedstaat) sowie Caterpillar und PepsiCo (Muttergesellschaft in
einem Drittstaat) betreffen. Er hat dem Gerichtshof verschiedene Fragen nach der Vereinbarkeit
der Unterkapitalisierungsvorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht, insbesondere im Hinblick
auf die Niederlassungsfreiheit, vorgelegt.

Der Gerichtshof erinnert zunichst daran, dass zwar die direkten Steuern in die Zustdndigkeit der
Mitgliedstaaten fallen, dass diese ihre Befugnisse jedoch wunter Wahrung des
Gemeinschaftsrechts ausiiben miissen. Da die Unterkapitalisierungsvorschriften nur auf Fille
Anwendung finden, in denen die Darlehensgeberin einen bestimmenden Einfluss auf die
Darlehensnehmerin hat oder ihrerseits von einer Gesellschaft kontrolliert wird, die einen solchen
Einfluss hat, sind sie nur im Hinblick auf die Niederlassungsfreiheit zu priifen.

Vorliegen einer Beschrankung der Niederlassungsfreiheit

Der Gerichtshof stellt fest, dass die Behandlung der an eine verbundene Gesellschaft gezahlten
Zinsen als ausgeschiittete Gewinne geeignet ist, die steuerliche Belastung der
Darlehensnehmerin zu erhdhen. Diese groBere Belastung folgt nicht nur daraus, dass der
steuerpflichtige Gewinn nicht um den Betrag der gezahlten Zinsen gemindert werden kann,
sondern auch daraus, dass die Darlehensnehmerin moglicherweise
Korperschaftsteuervorauszahlungen zu leisten hat.

Mit den britischen Unterkapitalisierungsbestimmungen wird je nach dem Ort des Sitzes der
Darlehensgeberin eine unterschiedliche Behandlung gebietsansdssiger Darlehensnehmerinnen
eingefiihrt. Die Situation einer Gesellschaft, die Zinsen an eine gebietsfremde Gesellschaft zahlt,
ist in steuerlicher Hinsicht weniger giinstig. Die britischen
Unterkapitalisierungsbestimmungen beschranken daher die Niederlassungsfreiheit.

Rechtfertigung der Beschrankung

Der Gerichtshof weist darauf hin, dass eine nationale Maflnahme, die die Niederlassungsfreiheit
beschriankt, gerechtfertigt sein kann, wenn sie sich speziell auf rein kiinstliche, jeder
wirtschaftlichen Realitdt bare Konstruktionen bezieht, mit denen die normalerweise zu
entrichtende Steuer umgangen werden soll. Indem die britischen Rechtsvorschriften die
Unterkapitalisierungspraxis verhindern, sind sie geeignet, dieses Ziel zu erreichen.

! Urteil vom 12. Dezember 2002, Lankhorst-Hohorst (C-324/00).



Die Rechtsvorschriften konnen jedoch nur gerechtfertigt sein, wenn sie nicht iiber das
hinausgehen, was zur Erreichung des Ziels der Verhinderung missbrauchlicher Praktiken
erforderlich ist (Grundsatz der VerhiltnisméBigkeit). In diesem Zusammenhang sind nationale
Rechtsvorschriften als verhéltnismafBig anzusehen, wenn erstens dem Steuerpflichtigen, ohne
ihn UbermaRigen Verwaltungszwangen zu unterwerfen, die Mdglichkeit eingerdumt wird,
Beweise fur wirtschaftliche Grinde fir den Abschluss eines Geschéafts beizubringen, und
wenn zweitens die gezahlten Zinsen nur insoweit in ausgeschuttete Gewinne umqualifiziert
werden durfen, als sie den Betrag Ubersteigen, der ohne eine besondere Beziehung
zwischen den Vertragspartnern vereinbart worden waére.

Nach den Feststellungen des Gerichtshofs erfullten die zwischen 1988 und 1995 geltenden
britischen Rechtsvorschriften diese Voraussetzungen in den Fallen, in denen Kkein
Doppelbesteuerungsabkommen anwendbar war, nicht.

Die zweite Voraussetzung war jedoch in den Fallen, in denen ein
Doppelbesteuerungsabkommen anwendbar war, sowie in den Jahren 1995 bis 2004 erfullt.
Insoweit ist es Sache des vorlegenden Gerichts, zu prufen, ob die britischen
Rechtsvorschriften die erste Voraussetzung erfillten und den betroffenen Gesellschaften die
Moglichkeit boten, Beweise fiir wirtschaftliche Griinde fiir die betreffenden Geschifte
beizubringen.

Anwendung auf Unternehmensgruppen, bei denen die Muttergesellschaft in einem
Drittstaat ansassig ist

Die Niederlassungsfreiheit ist im Rahmen der Anwendung der
Unterkapitalisierungsbestimmungen auf einen Fall, in dem die Muttergesellschaft in einem
Drittstaat ansissig ist, nicht betroffen.

Erstattung der zu Unrecht erhobenen Steuer und Schadensersatz

Der Gerichtshof weist schlielich darauf hin, dass die Einzelnen, wenn ein Mitgliedstaat unter
Versto3 gegen die Vorschriften des Gemeinschaftsrechts Steuern erhoben hat, einen Anspruch
auf Erstattung der zu Unrecht erhobenen Steuer und der Betrdge haben, die in unmittelbarem
Zusammenhang mit dieser Steuer gezahlt worden sind.

Hierzu gehoren jedoch nicht andere Kosten, die nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit der
Steuer entstanden sind, sondern auf Entscheidungen der Gesellschaften beruhen, zum Beispiel
der Schaden, der einer Gesellschaft dadurch entstanden ist, dass sie eine Finanzierung durch
Eigenmittel durch eine solche durch Darlehenskapital ersetzt hat. Bei diesen Kosten hat das
nationale Gericht zu bestimmen, ob sie finanzielle Einbuflen darstellen, die aufgrund eines dem
Vereinigten Konigreich zuzurechnenden Verstoes gegen das Gemeinschaftsrecht entstanden
sind.

Bei der Beurteilung, ob der Versto schwerwiegend genug ist, um die Haftung eines
Mitgliedstaats auslosen zu konnen, hat das nationale Gericht zu beriicksichtigen, dass die Folgen,
die sich aus den durch den EG-Vertrag gewihrleisteten Verkehrsfreiheiten ergeben, in einem
Bereich wie der direkten Besteuerung erst nach und nach deutlich geworden sind und dass die



Problematik der Unterkapitalisierung vom Gerichtshof bis zum Urteil Lankhorst-Hohorst
tatséchlich noch nicht behandelt worden war.

Zur Verwendung durch die Medien bestimmtes nichtamtliches Dokument, das den
Gerichtshof nicht bindet.

Dieses Dokument ist in folgenden Sprachen verfugbar: CS DE EN ES FR HU NL PL SK SL

Den vollstandigen Wortlaut des Urteils finden Sie heute ab ca. 12.00 Uhr MEZ auf der
Internetseite des Gerichtshofes:
http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=DE&Submit=rechercher&numaff=C-524/04

Fir weitere Auskiinfte wenden Sie sich bitte an Ass. iur. Dominik Diisterhaus,
Tel.: (00352) 4303 3255, Fax: (00352) 4303 2734



http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=DE&Submit=rechercher&numaff=C-524/04

	Vorliegen einer Beschränkung der Niederlassungsfreiheit
	Rechtfertigung der Beschränkung
	Anwendung auf Unternehmensgruppen, bei denen die Muttergesel
	Erstattung der zu Unrecht erhobenen Steuer und Schadensersat

